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Unser Nachbar Schweiz zeigt Europa die kalte Schulter 
EWR-Vertrag von der Mehrheit des Volks und der Kantone beerdigt - Kluft zwischen Deutsch- und Westschweiz - Höchste Beteiligung seit 1947 

Bern (AP) Die Schweiz steht bei der 
Schaffung eines europäischen Binnen­
markts abseits. 16 Kantone und eine 
Volksmehrheit von 50,3 Prozent lehnten 
den EWR-Vertrag am Wochenende ab. 
Der historische Urnengang mobilisierte 
78,3 Prozent der Stimmbürger, ein seit 
1947 nicht mehr erreichter Höchstwert. 
Die EWR-Staaten müssen nun entschei­
den, ob und wie der Vertrag realisiert 
werden soll. 

Gemäss offiziellen Angaben der 
Bundeskanzlei vom Sonntag abend stan­
den sich 1 786 121 EWR-Gegner und 
1763 016 Befürworter gegenüber. Den 
Ausschlag zugunsten des Volksneins ga­
ben lediglich 23 105 Stimmen;'das Euro­
paverdikt des Volkes fiel somit ähnlich 
knapp aus wie in Frankreich und Däne­
mark zu den Maastricht-Verträgen. 

Überschattet wird der Abstimmungs­
ausgang durch eine überaus deutliche 
Polarisierung zwischen der Deutsch­
schweiz und der Romandie: Mit Ausnah­
me beider Basel lehnten sämtliche Deut­
schweizer Stände und das Tessin den 
Vertrag ab, die sechs Westschweizer 
Kantone hiessen den Vertrag mit Ja-
Stimmen gut. Am deutlichsten fiel das 
Nein-Verdikt in den Alpen- und Voral­
penkantonen der Zentral- und der Ost­
schweiz aus. In Uri (74,6%), Schwyz 
(73,3%), Obwalden (71,8%), Appenzell-
Innerrhoden (70,9%), Glarus (68,1%), 
Graubünden (67,6%) und Nidwaiden 
(66,1%) legten mehr als zwei Drittel der 
Bürger ein Nein ein. Am knappsten ge­
gen den EWR votierten die Finanzplatz­
kantone Zürich (51,5%) lind Zug 
(56,2%) sowie Bern (52,4%), wo sich die 
SVP gegen den Anti-EWR-Kurs Chri­
stoph Blochers gewandet hatte. Dazwi­
schen lagen namentlich die Mittelland­
kantone sowie das Tessin (61,5%), wo 
offensichtlich die Angst vor «italieni­
schen Verhältnissen» obsiegte. 

Nur in der Westschweiz, mit einer 
Stimmbeteiligung leicht unter dem Lan­
desdurchschnitt, fand der Europakurs 
von Regierung und Parlament Rückhalt. 

Neuenburg (80% Ja) und Waadt 
(78,3%), die Heimatkantone beider Eu-
ropa-Bundesräte, standen an der Spitze, 

gefolgt von Genf (78,2%), Jura (77,1%), 
Freiburg (64,9%) und Wallis (59,4%). 
Dazu kamen die schon in die grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit der Re­
gio Basiliensis eingebundenen Basel-
Stadt (55,4%) und Basel-Land (53,2%). 

Erinnerung an UNO-Debakel 
Das Scheitern des EWR erinnert an 

das UNO-Debakel vom 16. März 1986. 
Auch damals hatten Bundesrat, eine 
starke Parlamentsmehrheit und die mei­
sten Parteien einem Beitritt das Wort ge­
redet und waren mit einem Nein-Anteil 
von 75,7 Prozent gescheitert. Diesmal 
war die Allianz der Befürworter noch 
stärker, empfahlen doch mit Ausnahme 
des Bauernverbandes auch alle Dach­
verbände der Wirtschaft und die Kan­
tonsregierungen die EWR-Teilnahme. 
Diesem Ansinnen erteilten Volk und 
Stände eine doppelte und bezogen auf 
die Deutschschweiz im Ausmass kaum 
erwartete Absage. 

Das Verdikt bekommt Gewicht durch 
die rekordhohe Stimmbeteiligung von 
78,3 Prozent, die noch über jenen in den 
ebenfalls emotionsgeladenen Abstim­
mungen zu den Überfremdungs-Initiati­
ven der 70er Jahre liegt. Eine höhere 
Stimmbeteiligung war letztmals, am 6. 
Juli 1947 mit 79,9 Prozent registriert 
worden, als Volk und Stände der Schaf­
fung der AHV zustimmten. Erst viermal 
in der Geschichte des Bundesstaates gin­
gen mehr Bürger an die Urne als am Wo­
chenende. 

Schweiz steht allein 
Das Nein bedeutet für die Schweiz, 

dass sie. vom europäischen Binnenmarkt 
ausgeschlossen ist, der den freien Ver­
kehr von Arbeitskräften, Dienstleistun­
gen, Gütern und Kapital in einem Markt 
von 380 Millionen Menschen bringen 
soll. Die vom Parlament im Eilverfahren 
vorgenommene Anpassung an rund drei 
Viertel des EG-Rechts mit dem Eurolex-
Programm wird bis auf weiteres gegen­
standslos. 

Für die anderen EWR-Länder wird 
der Vertrag zunächst ebenfalls nicht 
wirksam, weil die Zustimmung aller 19 

Mit der gestrigen Abstimmung gab die Mehrheit der schweizerischen Bevölkerung 
dem geplanten Europäischen Wirtschaftsraum EWR eine Absage. Was mag wohl der 
schweizerische Nationalheld Wilhelm Teil gestimmt haben? (Bild: EPA Keystone) 

Länder und der E G  nötig gewesen wäre. 
Gemäss Artikel 129 des Abkommens 
muss eine diplomatische Konferenz aller 
Vertragsteilnehmer einberufen werden, 
die sich darauf einigen muss, ob der 
EWR dennoch geschaffen wird. EG-
Vertreter hatten vor der Abstimmung 
verschiedentlich den Willen bekräftigt, 
den EWR notfalls auch ohne die 
Schweiz zu realisieren. Der Vizepräsi­
dent der EG-Kommission, Frans And-
riessen, erklärte in. einem NZZ-Inter-
view, dass es für die.Sehweiz kein «bila­
terales Rosinenpicken» geben werde. 
Auch sei zweifelhaft, dass die auf Drän­
gen der Schweiz in den Vertrag einge­
fügten Bestimmungen aufrechterhalten 
würden. Das Nein zum EWR sei bei der 
Beurteilung des schweizerischen Ge­
suchs um EG-Beitrittsverhandlungen 
«nicht hilfreich». Die Europäische Frei­
handelsassoziation (EFTA) will am. 
kommenden Donnerstag an einer Sit­
zung in Genf über das Schweizer Nein 
zum EWR beraten. 

Konferenz angeregt 
In ersten Reaktionen überwogen die 

Überraschung über die deutliche Kluft 
zwischen Deutsch- und Westschweiz und 
die Sorge über daraus enstehende innen­
politische Spannungen. Vorgeschlagen 
wurde eine Konferenz aller Kantonsre­
gierungen unter Führung des Bundesra­
tes, nur vereinzelt erhoben wurde die 
Forderung nach Rücktritten aus der 
Landesregierung. Interpretiert wurde 
das Nein nicht nur'als Absage an den 
Europakurs des Bundesrat und seine 
EG-Option, sondern auch als generelles 
Misstrauensvotum an Regierung und 
Parlament. Arbeitgeber- und Arbneit-
nemhmervertreter zeigten sich gleicher-
massen enttäuscht: Die Gewerkschaften 
zeigten sich besorgt Uber eine allfällige 
Verschärfung der Wirtschaftskrise und 
einen Anstieg der Arbeitslosenzahlen. 
Untemehmenssprecher hielten sich mit 
Prognosen über Folgen auf die Investi­
tionen vorerst zurück, doch forderte der 
Arbeitgeberpräsident ein «sozialpoliti­
sches Moratorium». Als Faktoren für 
den Abstimmungsausgang wurde auch 
die unsichere Lage in der E G  und in 
Deutschland sowie die Rezession und 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt genannt. 

FBP für weitere Partnerschaft mit der Schweiz 
Knecht Ruprecht hat der Regierung und dem Parlament die Rute gebracht - von FBP-Präsident Dr. Hansjörg Marxer 

Ein langer, zermürbender Abstim­
mungskampf in der Schweiz wurde mit 
der Volksentscheidung endlich abge­
schlossen. Der Abstimmungskampf 
wurde von extremen Vertretern beider 
Seiten in einer Art und Weise geführt, 
dass es objektiv keine Sieger geben 
kann. Unbestritten hat diese Form des 
Abstimmungskampfes auch auf Liech­
tenstein übergegriffen. Man kann nur 
hoffen, dass der Vertrauensverlust, der 
in der Bevölkerung geradezu mutwil­
lig geschürt wurde, nun schleunigst ab-' 
gebaut wird. 

Das Resultat der Abstimmung ist -
wie kann es nach dieser unerträglichen 
Vorgeschichte. auch anders erwartet 
werden - ein Ausdruck der tiefen Ver­
unsicherung infolge der unsachlichen 
Abstimmungskampagne, ein Aus­
druck des Misstrauens. Leider standen 
nicht Chancen und Risiken eines Jas 
zu Europa im Zentrum einer objekti­
ven Diskussion. Die Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger sahen sich viel­
mehr mit einer Unzahl von Drohun­
gen sowohl für den Fall einer Ableh­
nung wie auch für den Fall einer Zu­
stimmung konfrontiert. Der  vorliegen­
de Vertrag wurde nun klar abgelehnt. 

Nicht die Zeit für Siegesfeiern 
" *•» 

Auch ein EWR-Skeptiker muss al­
lerdings erkennen, dass beinahe die 
Hälfte der  Bevölkerung der Schweiz 

FBP-Präsident Dr. Hansjörg Marxer: «Wir alle sind in erster Linie klar fUr eine 
weitere Partnerschaft mit der Schweiz.» 

klar für eine Integration votiert hat. 
Somit sind die Verantwortlichen ge­
fordert weitere Anstrengungen in 
Richtung Europa zu unternehmen. 
Diesmal allerdings in einer Form, die 
den Volkswillen respektiert. Das Re­
sultat dieser Abstimmung gewinnt 
durch die für schweizerische Verhält­

nisse ausserordentlich hohe Stimmbe­
teiligung eindeutig an Gewicht. Es ist 
nun sicher nicht die Zeit für Siegesfei­
ern, sondern für den Dialog aller in­
teressierten Kreise, damit nun eine 
Lösung angestrebt werden kann, die 
von der Bevölkerung mitgetragen 
werden kann. 

Mit der Abstimmung in der Schweiz, 
haben wir, die StimmbUrgerinnen und 
Stimmbürger Liechtensteins, eine wei­
tere wichtige Grundlageninformation 
für unsere Entscheidung vom näch­
sten Wochenende. Unser Landesaus-
schuss hat am 8. September klar ge­
sagt: «Ja mit der Schweiz». 

Für Partnerschaft mit der Schweiz 
Für die FBP war und ist" die EWR-

Frage keine parteipolitische Angele­
genheit. Wir sind uns darüber im kla­
ren, dass wir auch Europa gegenüber 
gewisse Verpflichtungen haben. In Sa­
chen EWR haben wir in unseren Rei­
hen Befürworter und Gegner. Dieser 
Tatsache haben wir dadurch Rech­
nung getragen, dass unsere Exponen­
ten offen ihre Meinung vertreten 
konnten und dass das «Volksblatt» Be­
fürwortern und Gegnern ein Diskus-, 
sionsforum geboten hat. Befürworter 
und Gegner in unseren Reihen haben 
sich jedoch in einem Punkt zusam­
mengefunden: Wir alle sind in erster 
Linie klar für eine weitere Partner­
schaft mit der Schweiz. Ich hoffe nur, 
dass diejenigen, die den EWR-Vertrag 
als Wahlkampfthema missbraucht ha­
ben; zur Einsicht kommen, dass für 
uns nun die Partnerschaft mit der 
Schweiz im Vordergrund steht, dass 
wir nun gemeinsam mit der Schweiz 
einen besseren Weg nach Europa su­
chen müssen. 

Fürst Hans-Adam IL über die Kon­
sequenzen des schweizerischen Ur­
nenganges für  unser Land: «Sollte 
das liechtensteinische Volk aller­
dings dem Beispiel des Schweizer 
Volkes folgen und das EWR-Ab­
kommen ebenfalls ablehnen, so wird 
uns voraussichtlich gar nichts ande­
res übrigbleiben, als zusammen mit 
der Schweiz eine EG-Mitgliedschaft 
anzustregen, um eine Isolation z u  
verhindern.» 

EWR für uns die 
beste Lösung 

Fürst Hans-Adam II. erachtet 
den EWR-Beitritt Liechtensteins 
als beste Lösung für unser Land. Er 
empfiehlt den Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern nicht, ebenfalls 
ein Nein wie die Mehrheit der 
Schweizerinnen und Schweizer in 
die Urne zu werfen. Allerdings be­
dingt ein Ja Liechtensteins zum 
EWR Verhandlungen mit der 
Schweiz über den Zollvertrag, der 
aufgelöst werden müsste, sofern 
Liechtenstein einem Wirtschafts­
vertrag beitreten möchte, bei dem 
die Schweiz nicht Mitglied ist. 

VOLKSBLATT: Durchlaucht, die 
Schweiz hat den Beitritt zum EWR 
abgelehnt. Werden Sie den liechten­
steinischen Stimmberechtigten nun 
auch empfehlen, den EWR-Vertrag 
abzulehnen? 

Fürst Hans-Adam II.: Nein, denn 
unabhängig von der Schweiz ist der 
EWR für Liechtenstein die beste 
Lösung. Wir müssen natürlich in 
den nächsten Monaten offizielle 
Gespräche mit der Schweiz führen, 
um gleichzeitig den Zollvertrag auf­
rechterhalten zu können. Aufgrund 
der inoffiziellen Gespräche, die ich 
bereits geführt habe, dürfte dies 
kein allzu grosses Problem darstel­
len. Wir müssen voraussichtlich nur 
in einem kleinen Punkt den Zoll­
vertrag anpassen, so wie wir dies 
schon getan haben, als wir Mitglied 
der EFTA wurden. 

VOLKSBLATT: Welche Schritte 
unternehmen Sie in beziig au f  ein 
EG-Beitrittsgesuch? 

Fürst Hans-Adam n.: Keine, 
denn ich glaube, dass im Unter­
schied zur Schweiz eine EG-Mit­
gliedschaft für uns nur die zweitbe­
ste Lösung darstellt Ich habe im­
mer die Meinung vertreten, dass für 
Liechtenstein der  EWR die beste 
Lösung ist, die EG-Mitgliedschaft 
die zweitbeste und eine Isolations­
politik mit Abstand die schlechte­
ste. Sollte das liechtensteinische 
Volk allerdings dem Beispiel des 
Schweizer Volkes folgen und das 
EWR-Abkommen ebenfalls ableh­
nen, so wird uns voraussichtlich gar 
nichts anderes übrigbleiben, als zu­
sammen mit der Schweiz eine EG-
Mitgliedschaft anzustreben, um 
eine Isolation zu verhindern. Am 
28. Oktober haben der Landtag, die 
Regierung und ich auch eine ent­
sprechende Erklärung unterschrie­
ben. 


